
weit stellte das Bezirksgericht jedoch fest, daß der 
Angeklagte die Gaststätte mit einem Betrag von
49196.40 MDN hätte entlasten können, der für nicht 
berechneten Schwund, nicht gebuchte Provision und 
Verluste aus Außer-Haus-Verkäufen der Gaststätte 
gutzubringen war. Die vom Angeklagten zur Ver­
schleierung echter Fehlbeträge vorgenommenen Falsch­
buchungen erreichten somit einen Wert von 52 952,71 
MDN, wozu noch ein weiterer Betrag von 8292,40 MDN 
kommt, der zwar auf das Konto der Gaststätte gut­
gebracht, dessen Einzahlung aber nicht im Kassenbuch 
der Gaststätte quittiert wurde. Die wertmäßigen Mani­
pulationen des Angeklagten betragen somit insgesamt 
61 245,11 MDN.
Die für die Jahre von 1958 bis 1963 nachgeholte Inven­
tur ergab unter Berücksichtigung der oben genannten
49196.40 MDN eine Minusdifferenz in der Gaststätte 
von 59 628,33 MDN. Aus diesen Handlungen hat der 
Angeklagte für sich keinen nachweisbaren Vorteil ge­
schlagen.
Auf Grund dieses Sachverhalts wurde der Angeklagte 
wegen fortgesetzter Untreue zum Nachteil gesellschaft­
lichen Eigentums zu einer Gefängnisstrafe verurteilt.
Der gegen das Urteil eingelegte Protest des Staats­
anwalts führte zur Aufhebung des angefochtenen Ur­
teils.
Aus den G r ü n d e n :
Das Bezirksgericht hat sich bei der Prüfung der Frage, 
ob ein schwerer Angriff auf genossenschaftliches Eigen­
tum vorliegt, davon leiten lassen, daß der Angeklagte 
durch seine Buchungsmanipulationen „lediglich“ bereits 
vorhandene, nicht auf seine Handlungen zurückzufüh­
rende Fehlbeträge in der Gaststätte verdeckt habe. Da­
durch sei keine direkte Vermögensschädigung verur­
sacht worden.
Diese Begründung läßt erkennen, daß das Bezirks­
gericht nur solche Vermögensbeeinträchtigungen als 
schwere Schädigung des gesellschaftlichen Eigentums 
im Sinne von § 30 Abs. 2 StEG gelten lassen will, die 
sich — wie z. B. Diebstahl oder Unterschlagung — als 
unmittelbare Eingriffe in die geschützte Vermögens­
substanz darstellen. Eine solche Auffassung aber 
widerspricht dem Gesetz. Die Vorschrift des § 30 Abs. 2 
StEG umfaßt im Interesse des wirksamen Schutzes ge­
sellschaftlichen Eigentums alle im § 29 StEG auf­
geführten Straftaten und damit auch die verschiedenen 
Alternativen des Untreuetatbestandes. Sie macht also 
keinen Unterschied zwischen der Erfüllung dieses Tat­
bestandes durch direkte Schädigung des Vermögens 
oder durch Vermögensgefährdung. Eine schwere Schä­
digung gesellschaftlichen Eigentums im Sinne dieser 
Vorschrift kann demnach auch durch die vom Untreue­
tatbestand umfaßte Vermögensgefährdung herbei­
geführt werden. Das hat das Bezirksgericht übersehen.
Es ist allerdings richtig, daß bei der Beantwortung der 
Frage, ob bei einer durch Untreue verursachten Ver­
mögensgefährdung ein schwerer Fall gegeben ist, der 
ziffernmäßige Umfang der Vermögensgefährdung nicht 
einem im einzelnen nachgewiesenen Schaden gleich­
gestellt werden kann. Im vorliegenden Fall ist aber 
der nach weitestgehender Berücksichtigung aller mög­
lichen Entlastungstatsachen festgestellte zahlenmäßige 
Umfang der Gefährdung mit annähernd 60 000 MDN 
derart hoch, daß sie als schwere Schädigung des genos­
senschaftlichen Eigentums anzusehen ist.
Darüber hinaus ist zu beachten, daß die LPG speziell 
zu dem Zweck, eine finanzielle Verbesserung der wirt­
schaftlichen Lage innerhalb der Genossenschaft zu er­
reichen, die Gaststätte als Nebenbetrieb eröffnet hat*. 
Das war auch dem Angeklagten bekannt. Gleichwohl

* Die Frage, ob der Betrieb einer Gaststätte in der LPG mit 
deren in den Musterstatuten festgeiegten Zielen in Einklang zu 
bringen ist, kann für die rechtliche Beurteilung des Verhaltens 
des Angeklagten außer Betracht bleiben. - D. Red.

hat er jahrelang die in der Gaststätte auftre'enden 
Minusdifferenzen hingenommen, ohne — wie es seine 
Pflicht war — selbst Vorsorge zu ihrer Beseitigung zu 
treffen oder den Vorstand über die großen Verluste der 
Gaststätte zu informieren. Er hat diesen vielmehr 
durch seine Manipulationen in den Glauben versetzt, 
die Gaststätte arbeite wirtschaftlich und bringe der 
LPG einen finanziellen Gewinn. Darüber hinaus hat er 
durch die Belastung der genossenschaftlichen Konten 
das an sich schon schlechte wirtschaftliche Ergebnis der 
LPG noch mehr verschlechtert. Er hat damit den Vor­
stand gehindert, Maßnahmen zur Aufdeckung der Ur­
sachen der Minusdifferenzen und zu ihrer Beseitigung 
bzw. zur Unterbindung weiterer Schäden zu ergreifen. 
Der Schaden wäre bei einer Information des Vorstan­
des über die reale Lage wesentlich niedriger gehalten 
worden.
Das Bezirksgericht hat nach alledem den Angeklagten 
zu Unrecht wegen eines Vergehens nach § 29 StEG ver­
urteilt, es hätte ihn wegen eines nach § 30 Abs. 2 StEG 
strafbaren Verbrechens zu einer Zuchthausstrafe ver­
urteilen müssen.

S 1 Abs. 1 Ziff. 2, Abs. 2 WStVO; §§ 206 ff. StPO; § 1 
StEG.
1. Eine strafrechtliche Verantwortlichkeit nach § 1 
WStVO kann nicht deswegen verneint werden, weil 
eine nur minderschwere Gefährdung der Wirtschafts­
planung vorlicgt und die Tat fahrlässig begangen 
wurde.
2. Das Entstehen eines Schadens ist für die Beurtei­
lung der Frage, ob eine Gefährdung der Durchführung 
der Wirtschaftsplanung im Sinne § 1 WStVO ein­
getreten ist, nur ein Kriterium. Entscheidend ist, ob 
durch das Verhalten des Täters solche nachteiligen 
Auswirkungen auf die Durchführung der Wirtschafts­
planung cingetreten sind oder hätten eintreten können, 
die in ihrer Gesamtheit die konkrete Feststellung einer 
Gefährdung im Sinne der genannten gesetzlichen Be­
stimmung zulassen.
3. Die für die Beurteilung einer Straftat maßgeblichen 
Feststellungen sind mit den nach §§ 206 ff. StPO vor­
geschriebenen Beweismitteln zu treffen. Es ist nicht zu­
lässig, im Strafverfahren auf angeblich „gerichts­
bekannte“ Tatsachen Bezug zu nehmen, die für die Ent­
scheidung der Frage, ob eine Gefährdung der Wirt­
schaftsplanung eingetreten ist, von Bedeutung sind.
4. Zur differenzierten Anwendung der bedingten Ver­
urteilung bei Vergehen gegen § 31 ASchVO.
OG, Urt. vom 25. März 1965 - 2 Ust 5 65.

Dem Urteil des Bezirksgerichts liegen folgende wesent­
liche Feststellungen zugrunde:
Der Angeklagte T. qualifizierte sich zum Meister der 
volkseigenen Wasserwirtschaft. Seit 1962 arbeitet er in 
dieser Funktion, auch nachdem am 1. Januar 1965 eine 
Umbildung der bisher kreisgeleiteten Wasserwirt­
schaftsbetriebe zu Produktionsbereichen des neugebil­
deten bezirksgeleiteten VEB Wasserversorgung und Ab­
wasserbehandlung erfolgte. Er war in seinem Meister­
bereich auch für die Einhaltung und Durchführung des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes verantwortlich. Im 
Jahre 1958 erwarb er den Befähigungsnachweis für den 
Gesundheits- und Arbeitsschutz. Wiederholt hat er 
diesen jedoch nicht. Die Arbeitsschutzbelehrungen 
wurden von ihm praxisverbunden durchgeführt, jedoch 
nicht in den vorgeschriebenen monatlichen Abständen. 
Der Angeklagte S. arbeitet seit dem 1. August 1963 als 
Betriebsingenieur im VEB (K) Wasserversorgung und 
Abwasserbehandlung. Er übte weiterhin für drei Mei­
sterbereiche die Funktion eines Sicherheitsbeauftragten 
aus. Mit der Umbildung der Wasserversorgungsbetriebe 
wurde er als Produktionsingenieur für die drei Produk­
tionsbereiche des Betriebes eingesetzt. Den Befähi-
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